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Grundordnung der
Hochschule für katholische Kirchenmusik und
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M usikpädagogik Regensbu rg
vom 22. November 2011

Präambel

Die Kirchenmusik ist im Leben der katholischen Kir-
che fest verankert. lhre herausragende liturgische
Bedeutung fasst das ll. Vatikanische Konzil folgen-
dermaßen zusammen: ,,Die überlieferte Musik der
Gesamtkirche stellt einen Reichtum von unschätz-
barem Wert dar, ausgezeichnet unter allen übrigen
Ausdrucksformen vor allem deshalb, weil sie als der
mit dem Wort verbundene gottesdienstliche Gesang
einen notwendigen und integrierenden Bestandteil
der Liturgie ausmacht" (SC 112).
ln den ,,Leitlinien zur Erneuerung des Berufsbildes -
die kirchenmusikalischen Dienste" - hat die Deutsche
Bischofskonferenz im Herbst 1991 auf die Notwen-
digkeit neuer Akzentsetzungen und Ergänzungen im
Berufsbild des Kirchenmusikers veruuiesen:,;Seine
gesamte Tätigkeit sollte stärker in die pastorale Per-
spektive rücken, wie sie heute jedem kirchlichen Be-
ruf zu eigen ist. So nimmt er in seinem beruflichen
wie privaten Leben teil an den Grundvollzügen ge-
meindlichen Lebens."
Am 22. November 1874 wurde die Kirchenmusik-
schule Regensburg als weltweit erste noch bestehen-
de katholische Kirchenmusikschule von Franz Xaver
Haberl gegründet. Am 22. November 1909 wurde
sie von Bischof Antonius von Henle als ,,Kirchliche
Stiftüng" übernommen. Päh2re§ent Luitpolcl örteilte
am 24. Januar 1910 dieser Stiftung seine Genehmi-
gung. Durch Dekret der Studienkongregation vom 11 .

Februar 1962 erfolgte die Affiliatio an das Pontificio
lstituto di Musica Sacra in Rom. Vorn Bayerischen
Staatsministerium für Unterricht und Kultus erhielt
sie 1967 die Eigenschaft einer staatlich anerkannten
Ersatzschule zugesprochen und wurde mit dem Be-
scheid vom 26. August 1973 rückwirkend zum 01 . Ja-
nuar 1973 in die ,,Fachakademie für katholische Kir-
chenmusik und Musikerziehung" umgewandelt. Mit
Genehmigung des Bischofs von Regensburg änderte
die ;,Stiftung Kirchenmusikschule Regensburg" durch
Beschluss ihres Stiftungsrats vom 10. Mai 2001 ihre
Satzung, um sie dem neuen Stiftungszweck und der
Rechtsstellung als kirchliche Stiftung des öffentlichen
Rechts anzupassen.
ln Abstimmung mit der Bayerischen und der Deut-
schen Bischofskonferenz und mit der Kongregation
für das Katholische Bildungswesen in Rom errich-
tete der Hochwürdigste Herr Bischof von Regens-
burg, Manfred Müller, an seinem 75. Geburtstag,
dem 15. November 2001, Fest des Hl. Albertus Ma-
gnus, Bischofs von Regensburg, die ,,Hochschule
für katholische Kirchenmusik und Musikpädagogik

Regensburg" in Trägerschaft der ,,Stiftung Kirchen-
musikschule Regensburg
Nach Vornahme einiger Anpassur.rgen am Ende der
zweiten fünfjährigen Probephase (2006-2011) auf-
grund eines entsprechenden Antrags der Hochschul-
leitung und nach Anhörung des Senates gemäß § 32
Abs. 4 GO vom 18.10.2011 gibt der Stiftungsrat der
Hochschule die folgende Grundordnung:

Art. I

Allgemeine Grundlagen,
Aufgaben und Autonomie

§ 1 Name, Sitz, Rechtsträger

(1) Die Hochschule führt die Bezeichnung ,,Hoch-
schule für katholische Kirchenmusik und Musikpäd-
agogik Regensburg".

(2) Sie hat ihren Sitz in Regensburg.

(3) Die Hochschule ist eine Einrichtung ihres Trä-
gers, der,,Stiftung Kirchenmusikschuld Regensburg",
kirchliche Stiftung des öffentlichen Rechts, mit Sitz in
Regensburg.

§ 2 RechtsgrrrO,rn""

(1) Die Hochschule ist eine kirchliche Hochschule im
Sinne von cc. 815-821 CIC und derApost. Konstitu-
tion ,,Sapientia Christiana" vom 15. April 1979 und
der hierzu ergangenen Verordnungen der Kongre-
gation für das katholische Bildungswesen vom 29.
April 1979. Sie ist zugleich eine staatlich anerkannte
Hochschule nach Maßgabe derArt. 108 ff. des Bay-
erischen Hochschulgesetzes.

(2) Für die Dienstverhältnisse des Hochschulperso-
nals gilt grundsätzlich das Arbeitsvertragsrecht der
bayerischen (Erz-) Diözesen (ABD). Die Mitwirkungs-
rechte der Mitarbeitervertretung (MAV) gemäss der
M itarbeitervertretu ngsord n u ng (MAVO ) werden du rch
diese Grundordnung nicht berührt, jedoch finden die
für die Einstellung, Anstellung und Entlassung sowie
die Eingruppierung geltenden Vorschriften keine An-
wendung, soweit es sich um hauptberuflich Lehrende
handelt, die in einem förmlichen Verfahren nach § 12
Grundordnung berufen werden.

(3) Dem Träger bleibt vorbehalten, für die Hochschu-
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le Dienstverhältnisse nach Stiftungsbeamtenrecht zu
begründen.

(4) Soweit auf staatliches Recht veruviesen wird, ist
die im Entscheidungszeitpunkt geltende Fassung an-
zuwenden.

(5) Männer und Frauen sind gleichberechtigt (c. 208
ClC, Art. 3 Abs. 2 GG). Aus Gründen der Lesbarkeit
wird in dieser Grundordnung darauf verzichtet, bei
Personenbezeichnungen männliche und weibliche
Wortformen nebeneinander zu ben utzen.

§ 3 Aufgaben ier Hochschute

(1) Die Hochschule dient durch Lehre, Studium,
kü nstlerische Entwick u n gsvorha ben, freie Ku nsta us-
übung und Forschung der Pflege und Fortentwick-
lung der katholischen Kirchenmusik.

(2) Die Hochschule bildet Musiker für den Dienst in
den Kirchengemeinden und zut Pflege der künsileri-
schen Kirchenmusik auch in anderen Bereichen aus.

(3) Die Hochschule gibt Anregungen für die kirchen-
musikalische Arbeit und trägt Mitverantwortung für
deren Förderung und Weiterentwicklung.

( ) Sie nimmt auch Aufgaben in Fort- und Weiterbil-
dung sowie in einer Berufseinführungsphase (Prakti-
ka während des Stüdienverlaufs) wahr.

(5) Die Hochschule ist in ihrer gesamten Arbeit dem
Auftrag der katholischen Kirche verpflichtet.

(1) Bei der Erfüllung ihrerAufgaben wirkt die Hoch-
schule mit anderen Hochschulen, Ausbildungsstätten
und sonstigen Einrichtungen im kirchlichen und staat.
Iichen Bereich zusammen.

(2) ln den musikwissenschaftlichen, musikpädagogi-
schen und theologischen Fächern strebt die Hoch-
schule eine Kooperation mit der Universität Regens-
burg an.

§ 5 Autonomie der Hochschule

(1) Die Hochschule ordnet und venrvaltet ihre Angele-
genheiten nach den Grundsätzen der akademischen
Selbstveruvaltung und nach Maßgabe dieser Grund-
ordnung.

(2) lm Rahmen der Selbstvenrualtung regelt die Hoch-
schule - unbeschadet der Mitwirkungsrechte des
Großkanzlers (§ 6 Abs. 2 Grundordnung) und des
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Stiftungsrates (§ 7 Abs. 3 Grundordnung) - insbe-
sondere

1. die Bestellung und Besetzung der akademi-
schen Organe,

2. die Auswahl der Lehrkräfte und weiterer Mit-
arbeiter,

3. die Einführung, Anderung und Aufhebung von
Studiengängen,

4. die Durchführung akademischer Prüfungen
und die Verleihung akademischer Grade,

5. ihre eigenen Angelegenheiten durch Satzun-
gen.

(3) Lehrende und Studierende genießen die Freiheit
der Wissenschaften und der Kunst (c.218 ClC, Art.
39 § 1 Apgst. Konstitution ,,Sapientia Christiana",
Art. 5 Abs. 3 GG, Art. 108 Verfassung des Freistaa-
tes Bayern, Art. 3 BayHSchG), jedoch entbindet die
Wahrnehmung dieser Rechte nicht von der Treue
zum kirchlichen Auftrag der Hochschule.

Art. ll
Großkanzler, Stiftungsrat und

Stiftungsvorstand

§ 6 Rechtsstellung des Großkanzlers

(1) Großkanzler der Hochschule ist der Bischof der
Diözese Regensburg

(2) Dem Großkanzler obliegen insbesondere

1 . Aufgaben nach Art. 12 derApost. Konstitution
,,sapientia Christiana" vom 15. April 1979 und
Art. I Nr.1 ,2, 5 u.6 der hierzu ergangenen
Verordnungen vom 29. April 1979;

2. Aufgaben der kirchlichen Hochschulaufsicht,
soweit sie nicht von der Kongregation für
das katholische Bildungswesen unmittelbar
wahrgenommen werden. Treffen Organe der
Hochschule rechtswidrige Entscheidungen,
so ist der Großkanzler befugt, diese nach
fruchtloser Beanstandung aufzuheben und
die zur Aufrechterhaltung des Hochschulbe-
triebes erforderlichen vorläufigen Maßnahmen
anzuordnen;

3. die weiteren aus dieser Grundordnung und
anderen Ordnungen der Hochschule ersicht-
lichen Aufgaben.

(3) Der Großkanzler hat das Recht, persönlich oder
durch einen von ihm bestellten Vertreter den Hoch-
schulprüfungen beizuwohnen.

§ 7 Stiftungsrat und Stiftungsvorstand

(1) Die Stiftung als Träger dient dem Großkanzler
zum ordnungsgemäßen Betrieb der Hochschule. Stif-
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tungsrat und Stiftungsvorstand sind die Organe des
Trägers an der Hochschule

(2) Zusammense2ung, Aufgaben und Arbeitsweise
des Stiftungsrats und des Stiftungsvorstands richten
sich nach der Stiftungssatzung in der jeweils gelten-
den Fassung.

(3) Die Maßnahmen, Beschlüsse und Entscheidun-
gen des Stiftungsrates und des Vorsitzenden des
Stiftungsrates sind zusammen mit den zugehörigen
Unterlagen dem Bischof als Großkanzler der Hoch-
schule zur Prüfung und Genehmigung vorzulegen.
Der Großkanzler kann widerruflich bestimmte Aufga-
ben, die nicht ausdrücklich ihn vorsehen, ganz dem
Stiftungsrat bzw. dem Vsrsitzenden des Stiftungsrats
übertragen. Übertragung und Widerruf bedürfen der
schriftlichen Form.

Art. lll
Mitglieder der Hochschule

§ 8 Mitglieder

(1) Mitglieder der Hochschule sind
- die Mitglieder des Lehrkörpers,
- die immatrikulierten Studierenden,
- die weiteren an der Hochschule tätigen Mitar-

beiter,

- die EhrenmitElieder.

(2) Die Hochschulmitglieder sind bei Begründung des
Mitgliedschaftsverhältnisses über den katholischen
Charakter der Hochschule in Kenntnis zu setzen,
ebenso über ihre Verpflichtung, diesen Charakter zu
wahren und zu stärken.

(3) Alle Mitglieder der Hochschule sind verpflichtet,
an der Erfüllung der Hochschulaufgaben insbeson-
dere im Rahmen der akademischen Selbstuenrval-
tung persönlich oder durch gewählte Vertreter in den
Hochschulgremien mitzuwirken

Art. lV
Lehrkörper

§ 9 Mitglieder des Lehrkörpers, Professuren,' Einstellungsvoraussetzungen,
Entlassung

(1) Mitglieder des Lehrkörpers sind die haupt- oder
nebenberuflich an der Hochschule tätigen Lehrkräf-
te.

(2) Sie müssen die Einstellungsvoraussetzungen
nach Art. 25 der Apost. Konstitution ,,sapientia Chri-
stiana" und nach staatlichem Hochschulrecht erfül-
len. Die ausnahmsweise Anstellung nichtkatholischer
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Dozenten, vor allem wenn es sich um Professoren
für die Fächer gemäß Abs. 3 handelt, bedarf sorgfäl-
tiger Begründung unter besonderer Beachtung von §
8 Abs. 2.

(3) Zur Erfüllung ihrerAufgaben werden an der Hoch-
schule Professuren für folgende Fächer eingerichtet:

Dirigieren (Chor- und Orchesterleitung),
Orgel (Schwerpunkt Orgel-Literaturspiel ),
Orgel (Schwerpunkt Liturgisches Orgelspiel/
lmprovisation),
Liturgiegesang (Deutsch und Lateinisch),
Klavier (einschließlich Klaviermethodik und
Liedbegleitung),
Gesang (einschließlich Gesangsmethodik und
Sprecherziehung),

7. Musiktheorie.

( ) lm Übrigen gilt der vom Hochschulträger erlasse-
ne Stellenplan.

(5) Über die Entlassung der haupt- oder nebenbe-
ruflich tätigen Lehrkräfte entscheidet der Stiftungsrat
auf Antrag oder nach Anhörung des Senats. Zuvor ist
eine einvernehmliche Regelung des Entlassungsfal-
les nach den Verfahrensvorschriften des Art. 22 § 2
der Verordnungen zur Apost. Konstitution ,,Sapientia
Christiana" anzustreben.

§ 10 Verpflichtungen der Mitglieder des
Lehrkörpers

(1) Der Umfang der Lehrverpflichtung der Lehrkräfte
regeli sich nach der Regellehrverpflichtungsverord-
nung für Kunsthochschulen vom 17. August 1992
(GVBI. S. 381) in ihrer jeweils geltenden Fassung.

(2) Alle Lehrkräfte sind verpflichtet, nach Maßgabe
der jeweiligen Prüfungsordnung bei den Prüfungen
mitzuwirken.

(3) Weitere Verpflichtungen der Lehrkräfte, wie z. B.
eigene Fortbildung, die Mitwirkung bei Hochschul-
konzerten, Seminaren, Fachkonferenzen, Musizier-
freizeiten und die Betreuung der Studierenden bei in-
ternen und öffentlichen Auftritten können, soweit sie
nicht durch übergeordnete Bestimmungen geregelt
sind, vom Rektor im Einvernehmen mit dem Senat
fesigelegt wercien.

§ 11 Professoren

(1,) Die Professoren (lnhaber einer Professur ge-
mäß § 9 Abs. 3 Grundordnung) vertreten ihr Fach
in Forschung, Lehre und Studium. Dabei wird ihnen
die Möglichkeit der wissenschaftlichen und künst-
lerischen Vorbereitung ihrer Lehrtätigkeit und zur
Durchführung von Forschungsaufgaben und konzer-

1.

2.
3.

4.
5.

6.
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tierenden Aktivitäten gewährleistet. Dazu dienen ins-
besondere die vorlesungsfreien Zeiten.

(2) Hauptamtliche Professoren kann der Stiftungsrat
auf Vorschlag des Senats für die Dauer eines Se-
mesters zur Förderung künstlerischer bzw. wissen-
schaftlicher Entwicklungsvorhaben in entsprechen-
der Anwendung von Art. 11 BayHSchPG von der
Verpflichtung zur Abhaltung von Lehrveranstaltungen
unter Belassung ihrer Bezüge befreien.

§ 12 Berufung der Professoren

(1) Für das Berufungsverfahren gilt Art. '18 BayHSch-
PG entsprechend, sofern im Folgenden nichts ande-
res bestimmt ist.

(2) Die Stellen werden nach haushaltsrechtlicher
Freigabe durch den Träger vom Rektor mit einer Stel-
lenbeschreibung, die neben den für entsprechende
staatliche Hochschullehrerstellen üblichen Anforde-
rungen auch die besonderen Eignungsmerkmale des
kirchlichen Dienstes enthalten muss, öffentlich aus-
geschrieben. Auf die öffentliche Ausschreibung kann
im Einvernehmen mit dem Stiftungsrat nur im Einzel-
fall verzichtet werden.

(3) Der Rektor leitet die Bewerbungen dem Senat zu.
Der Senat setzt eine Berufungskommission ein, der
mindestens ein hauptberuflicher Professor einer an-
deren Musikhochschule angehören muss.

(a) Die Berufungskommission stellt, nachdem sie die
ihr geeignet erscheinenden Bewerber zu einer öffent-
lichen Lehrprobe bzw. einem Vorspieleingeladen hat,
eine Vorschlagsliste auf. Diese soll in der Regel drei
Namen in einer durch die Eignung bestimmten Rei-
henfolge enthalten. Die Vorschläge sind hinsichtlich
der fachlichen und persönlichen Eignung der Bewer-
ber zu begründen. ln die Vorschlagsliste können auch
Persönlichkeiten aufgenommen werden, die sich
nicht beworben haben. Für die Beschlussfassung in
der Berufungskommission gilt § 26 Abs. 3 Grundord-
nung entsprechend.

(5) Über die endgültige Fassung der Vorschläge
als Berufungslibte entscheidet der Senat durch Be-
schluss.

(6) Der Rektor leitet die Berufungsliste dem Stiftungs-
ral zu. Der Berufungsliste sind die Unterlagen auch
solcher Bewerber beizufügen, die in dem Berufungs-
verfahren keine Berücksichtigung gefunden haben.
Der Stiftungsrat entscheidet auf der Grundlage der
Berufungsliste durch Beschluss. An die Reihenfolge
der Berufungsliste ist der Stiftungsrat nicht gebunden.
Die Berufung (Angebot der Professur) erfolgt durch
eine vom Vorsitzenden des Stiftungsrates und vom
Stift u n gsvor§ta nd zu u nterzei ch nend e Erkläru n g.
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(7) Der Großkanzler erteilt gemäß §einer persön-
lichen Prüfung und seinem persönlichen Urteil die
,,Venia docendi" (Art.27 § 1 Apost. Konstitution ,,Sa-
pientia Christiana") und stellt die Ernennungsurkunde
AUS.

(8) Will der Stiftungsrat keinen der vorgeschlagenen
Bewerber berufen, so hat er dem Senat zu eröffnen,
ob die Ablehnung wegen mangelnder fachlicher Qua-
lifikation oder mangelnder persönlicher Eignung er-
folgt. Zugleich ersucht der Stiftungsrat den Senat,
neue Kandidaten vorzuschlagen. Finden auch diese
Vorschläge nicht die Billigung des Stiftungsrats oder
schlägt der Senat innerhalb von sechs Monaten kei-
ne weiteren Kandidaten vor, so kann der Stiftungsrat
nach Anhörung des Senats von sich aus eine geeig-
nete Persönlichkeit berufen.

(9) Für die Beteiligung der staatlichen Hochschulbe-
hörde gilt Art. 79 BayHSchG.

(10) Der Senat kann mit Zustimmung des Stiftungsra-
tes eine Berufungsordnung erlassen.

§ 13 Honorarprofessoren

(1) Die Honorarprofessoren werden auf Vorschlag
des Senats vorn Stiftungsrat bestellt.
(2) Für die Bestellung giltArt. 25 BayHSchPG.
(3) Durch die Bestellung zum Honorarprofessor wer-
den besoldungsrechtliche Ansprüche nicht begrün-
det.

§ 14 Lehrkräfte für besondere Aufgaben

('1) Lehrkräfte für besondere Aufgaben sind Perso-
nen, denen überuuiegend die Aufgabe obliegt, den
Studierenden Fachwissen, praktische Fertigkeiten
und Kenntnisse zu vermitteln, ohne dass hierfür
die Einstellungsvoraussetzungen für Professoren
erforderlich sind. Lehrkräften für besondere Aufga-
ben kann auch die Aufgabe übertragen werden, die
Studierenden in der Anwendung wissenschaftlicher
oder künstlerischer Methoden zu untemreisen und in
Forschung und Verwaltung mitzuwirken. Sie werden
nach einer öffentlichen Ausschreibung auf Vorschlag
des Senats vom Stiftungsrat eingestellt.

(2) Lehrkräfte für besondere Aufgaben müssen nach
Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung den für
die Stelle beschriebenen Aufgaben entsprechen. Die
Verordnung über die Einstellungsvoraussetzungen
für Lehrkräfte für besondere Aufgaben vom 29. Ok-
tober 1985 (GVBI. S. 681) gilt ent§prechend in der
jeweils geltenden Fassung.

(3) Die Lehrkräfte für besondere Aufgaben führen
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aufgrund ihrer Anstellung die Dienstbezeichnung
,,Dozent / Dozentin an der Hochschule für katholische
Kirchenmusik und Musikpädagogik Regensburg,':

§ 15 Lehrbeauftragte

(1) Bei Bedarf werden nach Maßgabe der bereit-
gestellten Haushaltsmittel Lehraufträge erteilt. Die
Lehrbeauftragten führen ihre Lehrveranstaltungen
selbständig durch.

(2) Die Einstell ungsanforderungen für Lehrbeauftrag-
te richten sich nach Art. 31 BayHSchpG. über die Be-
stellung der Lehrbeauftragten entscheidet der Senat.
Lehraufträge in Fächern, für die eine hauptberufliche
Professur oder eine Stelle nach § 14 Grundordnung
(Lehrkraft für besondere Aufgaben) eingerichtet ist,
dürfen nur dann vergeben werden, wenn die Depu-
tatstunden ausgeschöpft sind.

(3) Umfang, Dauer und Vergütung des Lehrauftrags
richten sich nach dem mit dem Lehrbeauftragten ab-
zuschließenden Dienstvertrag.

A,rt. V
Studierende

§ 16 Zulassung und Studium

(1) Als Student kaÄn immatrikuliert werden, wer eine
zum Studium an Kunsthochschulen er-forderliche
Qualifikation nach Maßgabe des Art. B0 in Ver.bin-
dung mit Art. 43 und 44 BayHSchG lowie den ein-
schlägigen Vorschriften der Qualifi kationsverordnung
vom 06. Dezember 1993 (GVBI. S.924) in der jeweits
geltenden Fassung nachweist, die Zulassungsvor-
aussetzungen gemäss Art. 31, 32 Apost. Konstitution
,,Sapientia Christiana" sowie Art. 24 der hierzu ergan-
genen Verordnungen erfüllt und zur Teilnahme am
kirchlichen Leben einer Pfarrgemeinde und zu ver-
antwortlicher kirchenmusikalischer Arbeit bereit ist.

(2) Die Zahl der Studienplätze und die Zahl der für
Jungstudierende zur Verfügung stehenden plätze
wird vom Senat durch Satzung, die der Genehmi-
gung des Stiftungsrates bedarf, festgelegt.

(3) Die Zuteilung der Studierenden zu den einzelnen
Mitgliedern des Lehrkörpers erfolgt durch den Rek-
tor. Die Wünsche der Studierenden und der Lehr.kräf-
te werden nach Möglichkeit berücksichtigt; über die
Gruppeneinteilung entscheiden die Lehrkräfte.

(a) Für die Semesterzeiten, die Vorlesungszeiten und
die vorlesungsfreien Zeiten gelten die entsprechen-
den Regelungen der Verordnung über die Unter- .

richtszeiten an den Kunsthochschulen sowie an der
Hochschule für Fernsehen und Film in München vom
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05.09.2000 (GVBI S. 734) in der jeweits gettenden
Fassung.

(5) Das Nähere regeln die lmmatrikulations-, Studien-
und Prüfungsordnungen.

§ 1 7 Gaststudierende, Jungstudierende

(1 )Als Gaststudierender kann aufgenommen werden,
wer aufgrund seinerAnlagen und Fähigkeiten beson-
ders förderungswürdig ist. Über die Förderungswür-
digkeit entscheidet abschließend der Rektor. Soweit
ein Gaststudierender Einzelunterricht erhalten soll,
ist seine Eignung durch eine Prüfung festzustellen.

(2) Gaststudierende erhalten jeweils nur ein Jahr Un-
terricht, soweit nicht auf Antrag eine einmalige Ver-
längerung bewilligt wird.

(3) Die Ausbildung der Gaststudierenden erstreckt
sich auf die vom Rektor bestimmten Fächer. Bei Eig-
nung können Gaststudierende verpflichtet werden, in
Chor, Orchester und Kammermusikgruppen mitzu-
wirken.

(4) Über den Besuch der Hochschule wird auf Antrag
eine Bestätigung ausgestellt.

(5) Jugendliche, die ein ordentliches Studium noch
nicht aufnehmen können, weil sie noch eine allge-
meinbildende Schule besuchen, können als Jung-
studierende aufgenommen werden und den Status
bis zum Ende ihrer Schulzeit behalten, wenn sie in
ihrer Eignungsprüfung eine außerordentliche Bega-
bung qaclweisen. Bei Elgnung sinQ Ju4gqtudierqnde
verpflichtet, in Chor, Orchester uhd Kammermusik-
gruppen mitzuwirken. Näheres ist in den Richtlinien
für die ,,Gast- und Jungstudierende" der Hochschule
geregelt. Die Absätze 1 bis 3 finden auf Jungstudie-
rende keine Anwendung.

(6) lm Übrigen bleiben die Bestimmungen des Art. 80
in Verbindung mit 43 und 44 BayHSchG sowie des §
53 der Qualifikationsverordnung vom 06. Dezember
1993 (GVBI. S.924) in der jeweils geltenden Fassung
unberührt.

Art. Vl
N ichtwissenschaft I iches/

N ichtkü nstlerisches Personal

§ 18 Begriff, Einstellung

(1 ) Zum nichtwissenschaftlichen/nichtkünstlerischen
Personal, das auch teilzeitbeschäftigt sein kann, ge-
hören an der Hochschule diejenigen Mitarbeiter, die
weder Lehrende noch Studierende sind.
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(2) Sie werden auf Vorschlag des Senats vom Stif-
tungsrat eingestellt.

Art. Vll
Studiengänge und akademische Grade

§ 19 Studiengänge

(1) Die Hochschule kann Bachelor- und Master-Stu-
diengänge unterhalten. Das Nähere regeln die Studi,
en- und Prüfungsordnungen.

(2) Einführung, Anderung und Aufhebung Von Stu-
diengängen bedürfen der Genehmigung durch den
Stiftungsrat und den Großkanzler und der Kongrega-
tion für das katholische Bildungswesen (c. 816 § 2
ClC, Art. 7 Apost. Konstitution ,,sapientia Christiana"),
sowie der Anerkennung bzw. Genehmigung durch
das Bayerische Staatsministerium für Wissenschaft,
Forschung und Kunst (Art. 76, 77 BayHSchG).

(3) Die Ausbildung der hauptberuflichen Kirchenmu-
siker erfolgt im Bachelor-Studiengang,,Katholische
Kirchenmusik".

(a) lm Anschluss an den Bachelor-Studiengang ,,Ka-
tholische Kirchenmusik" und an andere Bachelor-
Studiengänge können Master-Studiengänge mit
pädagogischen und künstlerischen Abschlüssen ein-
geführt werden.

§ 20 Abschlüsse und akademische Grade

(1) Mit dem er:folgreichen Abschluss des Bachelor-
Studiengangs,,Kq[hqlische Kirchenmugik" wjrd eiq
berufsqualifizierender Abschluss im Sinne von § 1B

HRG enruorben, der den Anforderungen des Bache-
lor-Abschlusses an einer staatlichen Hochschule für
Musik - bei im Wesentlichen gleichen lnhalten und
Qualifikationszielen - nach dem Bayerischen Hoch-
schu lgesetz entspricht.

(2) Aufgrund des erfolgreichen Abschlusses gemäß
Abs. 1 verleiht die Hochschule als Bakkalaureat im
Sinne von Art. 47 § 1, 48 der Apost. Konstitution ,,Sa-
pientia Christiana" den akademischen Grad Bachelor
of Music (B.Mu.).

(3) Aufgrund erfolgreicherAbschlüsse in anderen Ba-
chelor- und Master-studiengängen kann die Hoch-
schule weitere akademische Grade nach Maßgabe
der Prüfungsordnung verleihen.

Art. Vlll
Selbstverwaltung und

Sel bstverwaltu n gsorgane
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§ 21 Organe der Hochschule

(1) Die Hochschule nimmt die Aufgaben der Selbst-
venrualtung durch ihre Organe wahr.

(2) Organe der Hochschule sind

1. der Rektor,

2. der Senat.

§ 22 Rektor

(1) Der Rektor wird vom Senat aus dem Kreis der
Professoren (§ 9 Abs. 3, § 1'1 Grundordnung) auf de-
ren Vorschlag auf vier Jahre gewählt. Er muss katho-
lischer Konfession sein. Die Wahl bedarf der Bestä-
tigung durch den Stiftungsrat, den Großkanzler und
die Kongregation für das katholische Bildungswesen.

(2) Wiedenruahl ist zulässig. Nach Ablauf derAmtszeit
führt der bisherige Rektor die Geschäfte bis zur Be-
stellung seines Nachfolgers fort. :

(3) Erfolgen Bestätigung oder Zustimmung nicht
und führen gemeinsame Bemühungen binnen ei-
nes Vierleljahres nicht zu einer Neuwahl, so ernennt
der Stiftungsrat in Abstimmung mit dem Großkanz-
ler und dem Bayerischen Staatsministerium für Wis-
senschaft, Forschung und Kunst einen Professor der
Hochschule für die Dauer eines Jahres zum kommis-
sarischen Rektor.

(1) Der Rektor vertritt die Hochschule. Er sorgt fürdie
Beachtung ihrer Grundordnung, bereitet die Sitzun-
gen des Senats und der Ausschüsse vor, Ieitet die
Sitzungen und vollzieht die Beschlüsse.

(2) Der Rektor leitet die Venrvaltung der Hochschule
(§ 31 Abs. 1 Grundordnung).

(3) Hält der Rektor einen Beschluss des Senats oder
eines Prüfungsausschusses für rechtswidrig, hat er
diesen zu beanstanden. Die Beanstandung hat auf-
schiebende Wirkung. Geben die ih Satz 1 genann-
ten Gremien den rechtlichen Bedenken des Rektors
nach erneuter Beratung nicht statt, unterrichtet der
Rektor den Vorsitzenden des Stiftungsrates, der end-
gültig über die Bestätigung oder die Aufhebung des
Beschlusses entscheidet.

(4) ln dringenden Angelegenheiten, deren Erledigung
nicht bis zur nächsten Sitzung des Senats aufgescho-
ben werden kann, entscheidet der Rektor an dessen
Stelle. Die Gründe für die Eilentscheidung und die Aft
der Erledigung sind den Mitgliedern des Senats un-
verzüglich mitzuteilen.
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(5) Der Rektor bereitet mit dem Geschäftsführer der
Stiftung den Haushaltsplan der Hochschule vor und
übenivacht die ordnungsgemäße Abwicklung des
Haushalts.
(6) Der Rektor ist für die Ordnung der Hochschule
verantwortlich und übt das Hausrecht aus. Er ent-
scheidet in allen Angelegenheiten der lmmatrikulati-
ons-, Studien- und Prüfungsordnungen, sofern nicht
ein anderes Hochschulorgan zuständig ist. Er hat den
Senat über alle wichtigen, die Hochschule und ihre
Verwaltung betreffenden Angelegenheiten zu unter-
richten.

(7) Der Rektor berichtet dem Großkanzler und dem
Stiftungsrat regelmäßig oder aus gegebenem Anlass
über die Entwicklung der Hochschule.

(8) Soweit die Wahrnehmung des Rektoramtes
dienstrechtliche Auswirkungen hat, wird der Dienst-
vertrag zwischen dem Amtsinhaber und dem Träger
mit einem entsprechenden Zusatz versehen.

§ 24 Prorektor

('1) lst der Rektor verhindert, so tritt der Prorektor an
seine Stelle. Bei dessen Verhinderung benennt der
Rektor einen anderen Professor zur Vertretung.

(2) Der Prorektor wird vom S"n"t auf Vorschlag des
Rektors aus dem Kreis der Professoren (§ 9 Abs. 3, §
11 Grundordnung) und der dem Senat angehörenden
zwei Personen aus dem Kreis der Lehrkräfte für be-
sondere Aufgaben (§ 25 Abs. 1, Ziff .3) gewählt.

(3) Die Wahl bedarf der Bestätigung durch den Stif-
tungsrat.

(a) Die Amtszeit des Prorektors beträgt vier Jahre,
endet jedoch stets mit dem Amt des Rektors. Wieder-
wahl ist möglich.

(5) Der Rektor kann aus seinem Zuständigkeitsbe-
reich dem Prorektor mit dessen Zustimmung be-
stimmte Aufgaben zur selbständigen Erledigung
übertragen.

(6) Der Rektor kann dem Prorektor allgemein oder im
Einzelfall Weisungen erteilen.

(7) § 23 Abs. B Grundord.nung gilt entsprechend.

§ 25 Senat

(1 ) Dem Senat gehören an:

1. der Rektor als Vorsitzender,

2. die in § 9Abs. 3, § 11 der Grundordnung ge-
nannten Professoren, für nicht besetzte Pro-
fessuren deren jewe.ilige Fachvertreter, falls
diese nicht kraftZiff .3 dem Senat angehören,
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3. zwei Personen aus dem Kreis der Lehrkräfte
für besondere Aufgaben, die von diesen für
die Dauer von vier Jahren gewählt werden,

4. eine Person aus dem Kreis der Lehrbeauf-
tragten, die von diesen für die Dauer von zwei
Jahren gewählt wird,

5. ein Vertreter der Studenten, der von diesen
für die Dauer von einem'Jahr gewählt wird,

6. ein Vertreter des sonstigen nichtwissenschaft-
lichen / nichtkünstlerischen Personals, der
von diesem für die Dauer von vier Jahren
gewählt wird.

(2) Der Geschäftsführer der Stiftung gehört dem Se-
nat mit beratender Stimme an.

(3) Das Wahlverfahren ftlr die Wahl der Mitglieder
nach Abs. 1 Zitf .3 bis 6 regelt eine Wahlordnung, die
der Senat erlässt.

(4) Scheidet ein Senatsmitglied aus der Hochschule
aus, ist gleichzeitig auch die Mitgliedschaft im Senat
beendet.

§ 26 Aufgaben des Senats

(1) Der Senat beschließt über alle Angelegenheiten
der Hochschule, soweit nicht der Rektor oder ein Prü-
fungsausschuss zuständig ist oder Entscheidungen
dem Stiftungsrat vorbehalten sind oder diese Grund-
ordnung andere Zuständigkeiten begründet.

(2) lst der Stiftungsrat zur Entscheidung berufen,
steht dem Senat das Vorschlagsrecht zu.

(3) Die. Beschlussfassung des Senats über die Fra-
gen der Forschung, der Lehre und der künstlerischen
Entwicklungsvorhaben sowie die Vorschläge für die
Berufung der Professoren, die Bestellung von Hono-
rarprofessoren und die Beauftragung der Lehrkräfte
für besondere Aufgaben sowie die Beschlussfas-
sung über die Erteilung eines Lehrauftrags bedarf
neben der Mehrheit der Mitglieder des Senats auch
der Mehrheit der ihm nach § 25 Abs. 1 Ziff. 2 Grund-
ordnung angehörenden Mitglieder. Kommt hiernach
ein Beschluss auch im zweiten Abstimmungsgang
nicht zustande, so genügt für eine Beschlussfassung
die Mehrheit der Mitglieder nach § 25 Abs. 1 Zifl.2
Grundordnung.

(4) ln Angelegenheiten, die nicht von der Hochschu-
le als Selbstveruraltungskörperschaft zu entscheiden
sind, erarbeitet der Senat Vorlagen zur Entscheidung
durch den Stiftungsrat.

(5) Über den Verlauf der Beratungen sind die Mitglie-
der des Senats zur Verschwiegenheit verpflichtet. Die
Verpflichtung besteht auch nach Beendigung der Mit-
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gliedschaft im Senat fort.

(6) Beschlüsse des Senats werden vom Rektor der
Hochschule bekannt gemacht.

(7) Der Senat gibt sich eine Geschäftsordnung.

§ 27 Frauenbeauftragte

(1) Die weiblichen Lehrkräfte und die sonstigen Mit-
arbeiterinnen der Hochschule wählen aus dem Kreis
der hauptberuflich tätigen Lehrpersonen für die Dau-
er von zwei Jahren eine Frauenbeauftragte. Die Wahl
bedarf der Bestätigung durch den Senat. Wiedennrahl
ist möglich.

(2) Für die Rechte der Frauenbeauftragten gilt Art. 4
BayHSchG entsprechend.

§ 28 Fachgruppen

(1) An der Hochschule bestehen die Fachgruppen
Kirchenmusik und Musikpädagogik. Die Zuordnung
der Fächer zu den Fachgruppen wird vom Senat vor-
genommen.

(2) Die Fachgruppen beraten die Organe der Hoch-
schule.bei der Erfüllung ihrerAufgaben umfassend in
fachlicher Hinsicht.

(3) Mindestens einmal jährlich sollen alle Professo-
ren, Lehrkräfte für besondere Aufgaben und Lehrbe-
auftragten auf Einladung des Rektors zu einer Do-
zentenkonferenz zusammenkommen, um aktuelle
Fragen des Unterrichts- und Hochschulbetriebes zu
besprechen und die Arbeit in den Fachgruppen zu
koordinieren.

(4) Über den lnhalt der Fachgruppensitzungen und
der Dozentenkonferenz ist ein Protokoll anzufertigen.

§ 29 Studentenversammlung

(1) Die Studentenversammlung berät und beschließt
über Angelegenheiten, die der studentischen Selbst-
veruvaltung unterliegen. Diese sind insbesondere die
soziale Förderung der Studierenden und die Förde-
rung ihrer geistigen, sportlichen und musischen ln-
teressen, wobei die besonderen Bedürfnisse behin-
derter Studierender zu berücksichtigen sind. Weiter
berät und beschließt die Studentenversammlung
über Anträge an den Senat.

(2) Die Studentenversammlung umfasst alle Studen-
ten der Hochschule im Sinne von § 16 Grundordnung.
Sie tritt mindestens einmal im Semester zusammen.
Der Studentenvertreter im Senat beruft sie ein und
leitet sie. Weitere Mitglieder der Hochschule können
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zu den Sitzungen eingeladen werden. Von der Sit-
zung ist ein Protokoll anzufertigen. Der Rektor der
Hochschule erhält rechüeitig vor der Sitzung eine
Tagesordnung. lhm und dem Senat ist eine Abschrift
des Protokolls unverzüglich nach dessen Fertigstel-
lung zuzuleiten.

(3) Die Studentenversammlung wählt einmal im Jahr
für zwei Semester den Studentenvertreter für den
Senat gemäß § 25 Abs. 1 Ziff . 5 Grundordnung, den
Studentensprecher und dessen Vertreter. Die Wahl
ist mit Stimmzetteln und geheim durchzuführen. Es
muss die Möglichkeit der Briefiryahl gegeben sein.
Bei Streitigkeiten über das Wahlveffahren, die Ein-
berufung und den Ablauf der Studentenversammlung
entscheidet der Rektor der Hochschule. Das Nähere
regelt eine von der Studentenversammlung zu be-
schließende Wahlordnung, die der Zustimmung des
Senats bedarf.

(a) Die Studentenversammlung kann sich mit Zustim-
mung des Senats eine Geschäftsordnung geben.

§ 30 Wissenschaftliche Einrichtungen'

(1) Die Bibliothek ist eine musikwissenschaftliche
Einrichtung der Hochschule. Sie dient der Erfüllung
der wissenschaftlichen, pädagogischen, künstleri-
schen und pastoralen Aufgaben der Hochschule und
steht allen Mitgliedern der Hochschule (§ 8 Abs. 1)

zur Verfügung.

(2) Die Bibliothek wird vom Bibliothekar venvaltet.

(3) Der Senat bestellt einen hauptberuflich Lehrenden
zum Leiter der Bibliothek. Dieser hat die Bibliothek
zu beaufsichtigen und deren Belange gegenüber den
Hochschulorganen wahrzunehmen. lnsbesondere
hat der Leiter für die Benutzbarkeit, Pflege und Ak-
tualisierung der Bestände zu sorgen.

( ) Die Formalitäten für Zugang, Benutzung und Ein-
sichtnahme der Bibliotheksbestände regelt eine vom
Senat erlassene Bibliotheksordnung.

(5)An der Hochschule können weitere wissenschaft-
liche und künstlerische Einrichtungen mit Genehmi-
gung des Stiftungsrates und des Großkanzlers ein-
gerichtet werden.

ArL lX
Hochschulvenraltung

§ 31 Hochschulselbstverwaltung und
Trägerverwaltung

(1) Für die Aufgaben der akademischen Selbstver-
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waltung besteht eine Hochschulvenryaltung, die vom
ReKor geleitet wird. Der Träger stellt dem Rektor
hierfür eine angemess.ene Personal- und Sachaus-
stattung zur Verfügung.
(2) Im Übrigen werden die Veruraltungsangelegenhei-
ten der Hochschule und ihrer Mitglieder vom Träger
besorgt.

Art. X
Aufsicht

§ 32Aufsichtsorlane, Genehmigung von Ord-
nungen

(1) Die Hocftschule untersteht derAufsicht der Kon-
gregaiion für das katholische Bildungswesen und des
Großkanzlers (§'6 Grundordnung). Das Aufsichis-
recht des Staates bleibt unberührt. lm Übrigen unter-
steht die Hochschule derAufsicht der Stiftung.

(2) Der Rektor übt die Dienstaufsicht über alle in ei-
nem Beschäftigungsverhältnis stehenden Mitglieder
der Hochschule aus. Ausgenommen davon sind die
Professoren (§ 9 Abs. 3, § 11 Grundordnung); die
Dienstaufsicht über sie liegt beim Vorsitzenden des
Stiftungsrates. Dieser kann die Befugnisse ganz oder
teilweise dem Rektor übertragen.

(3) lmma{rikulations-, Studien- und Prüfungsordnun-
gen, die Ausbildungsziele, Prüfungsanforderungen,
Studiendauer und Studienverlauf festlegen, sowie
Anderungen dieser Ordnungen bedürfen äer Geneh-
migung durch den Stiftungsrat und dei-Kongregation
für das katholische Bildungswesen (c. 816 § 2 ClC,
Art. 7 Apost. Konstitution ,,Sapientia Christiana"), die
durch den Großkanzler eingeholt wird, sowie des,Ein-
vernehmens des Bayerischen'Staatsministeriums für
Wissenschaft, Forschung und Kunst (Art. 76 und 77
Bay- HSchG).

(4) Anderungen der Grundordnung durch den Stif-
tungsrat bedürfen des Antrages oder der Anhörung
des Senats und des Einvernehmens des Bayerischen
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Staatsministeriums für Wissenschaft, Forschung und
Kunst. Für Anderungsanträge des Senats ist die Zu-
stimmung einer Zweidrittelmehrheit von Senatsmit-
gliedern erforderlich. Wie diese Grundordnung selbst
bedürfen auch Anderungen der Grundordnung der
Approbation durch die Kongregation für das katho-
lische Bildungswesen, die durch den Großkanzler
eingeholt wird.

Art. Xl
Schlussbestimmung

§ 33ln-Kraft-Treten

Diese Grundordnung ist im Amtsblatt der Diözese
Regensburg zu veröffentlichen. Sie tritt am 22. No-
vember 2011 in Kraft; die von der Kongregation für
das Katholische Bildungswesen für fünf Jahre pro-

behalber (,,ad quinquennium experimenti gratia") ge-
nehmigte Grundordnung vom 22. November 2006
(Amtsblatt für die Diözese Regensbuig 2006, 166:
173) tritt am selben Tage außer Kraft.

Regensburg , den 22.11.2011

t$Ä^'t J*odJ
0 Bischof von Regensburg

Vorstehende Grundordnung wurde aufgrund des De-
krets der Kongregation für das Katholische Bildungs-
wesen Nr.829/2000/D vom 12. Januar 2012 und des
durch Schreiben Nr. B7-H 6313.1-12b126 894 vom
24.11.2011 erteilten Einvernehmens des Bayerischen
Staatsministeriums für Wissenschaft, Forschung und
Kunst am 10. Februar 2012 ausgefertigt und durch
Promulgation im Amtsblatt der Diözese Regensburg
bekannigemacht.


